
gesellschaftlich bewährten ehrenamtlichen Mitarbeitern 
auf der Grundlage der Verordnung über die Helfer der 
Staatlichen Kontrolle vom 16. Oktober 1958 (GBl. I 
S. 789). Die Helfer der Staatlichen Kontrolle erhalten 
zur Durchführung ihrer Aufgaben konkrete schrift­
liche Kontrollaufträge und sind berechtigt, im Rahmen 
dieser Aufträge und des Statuts der Kommission von 
den Mitarbeitern des Staatsapparates Auskünfte und 
Einsichtnahme in Unterlagen (mit Ausnahme von 
Kaderakten und Verschlußsachen) zu verlangen. Insge­
samt soll diese ehrenamtliche Mitarbeit an der Staat­
lichen Kontrolle zu einer Schule der Erfahrung breiter 
Kreise der Bevölkerung bei der Leitung des Staates 
und zu einem weiteren Instrument der Entwicklung 
und Verstärkung des sozialistischen Bewußtseins aller 
Werktätigen werden. — An dieser Stelle sei vermerkt, 
daß mit der Anordnung über das Statut der Organisa­
tion freiwilliger Luftschutzhelfer vom 24. November 
1958 (GBl. I S. 869) nunmehr die allgemeine Rechts­
grundlage für Aufgaben und Tätigkeit einer weiteren 
großen Organisation ehrenamtlicher Helfer des Staats­
apparates erlassen worden ist, über deren Gründung 
bereits berichtet worden ist3.

Die größere Verantwortlichkeit der örtlichen Organe 
der Staatsmacht bei der Lenkung der Wirtschaft in 
ihrem Bereich fand u. a. darin ihren Ausdruck, daß die 
privatkapitalistische Industrie im Zuge der weiteren 
Vervollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des 
Staatsapparates den örtlichen Räten unterstellt worden 
ist4. Dies erforderte zugleich eine Verstärkung der 
politisch-ideologischen Einflußnahme auf die Inhaber 
von Privatbetrieben durch die Bezirksorganisationen 
der Industrie- und Handelskammer, die nach Auflösung 
des Präsidiums der Industrie- und Handelskammer der 
DDR selbständig geworden waren. Die Verordnung über 
die Industrie- und Handelskammern der Bezirke vom 
22. September 1958 (GBl. I S. 688) stellt die gesetzliche 
Grundlage für die Tätigkeit dieser neuen Bezirks­
organisationen und der ihnen nachgeordneten Kreis­
geschäftsstellen dar. Hier wird auch näher erläutert, 
worin die Hauptaufgaben der Industrie- und Handels­
kammern der Bezirke bei der stärkeren Einbeziehung 
der privaten Wirtschaft in den Aufbau des Sozialismus 
bestehen: systematische Einflußnahme auf die Betriebs­
inhaber zur Gewinnung für die Aufnahme einer staat­
lichen Beteiligung oder für ihre Einbeziehung in den 
staatlichen Kommissionshandel, Unterstützung der 
örtlichen Staatsorgane bei der Organisierung enger 
Kooperationsbeziehungen zwischen den sozialistischen 
und den privaten Betrieben, Mobilisierung der Privat­
betriebe zur Erfüllung der durch den Volkswirtschafts­
plan und die Beschlüsse der Volksvertretungen gestell­
ten Aufgaben u. a. m. Bereits daraus ist ersichtlich, 
wie hierbei auf der Basis der politischen Überzeugungs­
arbeit neue Wege zur Lösung des antagonistischen 
Widerspruchs zwischen den sozialistischen und den 
privatkapitalistischen Kräften, der allmählichen Um­
wandlung dieses Widerspruchs in einen nichtantagoni­
stischen, beschritten werden.

In einem deutlichen Zusammenhang mit den Maß­
nahmen zur Vervollkommnung und Vereinfachung der 
Arbeit des Staatsapparates steht ferner die Neurege­
lung der Genehmigungspflicht für statistische Erhebun­
gen, Berichte und Meldungen durch die Verordnung 
über das Berichtswesens vom 2. Oktober 1958 (GBl. I 
S. 774). Diese Neuregelung geht davon aus, daß alle 
statistischen Erhebungen und Berichte, die von 
Betrieben und staatlichen Organen in den S t ä d t e n  
u n d  G e m e i n d e n ,  sonstigen Einrichtungen und 
Organen sowie von Einzelpersonen verlangt werden, 
genehmigungspflichtig sind; den Genehmigungsvermerk 
erteilt die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik5. 
Charakteristisch für die Anpassung der ganzen Materie 
an den nach dem Gesetz vom 11. Februar 1958 erreich-

-'Z vgl. Gesetzgebungstibersicht für das I. Quartal 1958, NJ 
1958 S. 845.

4 vgl. Kleyer, Die Vervollkommnung und Vereinfachung der 
Arbeit des Staatsapparates - der Weg zu größeren Erfolgen 
beim Aufbau des Sozialismus (Teil III), NJ 1958 S. 298.

5 Anders die Regelung nach der VO vom 20. Juli 1956, wo­
nach die Zuständigkeit für die Erteilung der Genehmigung
weitgehend auf die Leiter der Organe der staatlichen Verwal­
tung übertragen war; vgl. GesetzgebungsüfoersiCht für das
m. Quartal 1956, NJ 1957 S. 21.

ten Stand unserer gesellschaftlichen Entwicklung ist 
das Berichtswesen im Rahmen des fachlichen Zustän­
digkeitsbereichs zwischen der Staatlichen Plankommis­
sion und den Wirtschaftsräten bei den Räten der 
Bezirke, zwischen diesen und den Plankommissionen 
bei den Räten der Kreise, zwischen den zentralen 
Organen der staatlichen Verwaltung und den ihnen 
unterstellten WB (vgl. § 2 Abs. 1 Ziff. 2 der Verord­
nung); das Berichtswesen in diesem Bereich ist nicht 
genehmigungspflichtig und steht unter der vollen Ver­
antwortung der Leiter der jeweiligen Organe. Die 
Kontrollen, die die Staatliche Zentralverwaltung für 
Statistik über die Einhaltung dieser Verordnung imden 
Betrieben und Verwaltungen durchführt, werden von 
dem Grundgedanken der weitestgehenden Einschrän­
kung und Vereinfachung des Berichtswesens beherrscht6. 
Die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik ist auch 
verpflichtet, die sofortige Einstellung ungenehmigter 
Berichterstattungen zu verfügen, die sie bei ihren 
Kontrollen festgestellt hat. Bei den Grundsätzen, die 
die Erste Durchführungsbestimmung vom 3. Oktober 
1958 (GBl. I S. 776) für die Vorbereitung von Bericht­
erstattungen enthält, ist im Hinblick auf die Vervoll­
kommnung und Vereinfachung der Arbeit des Staats­
apparates besonders darauf hinzuweisen, daß gleich­
zeitig mit der Stellung des Antrags auf Durchführung 
statistischer oder anderer Erhebungen die Notwendig­
keit der Durchführung nachzuweisen, der Umfang der 
Erhebungen auf das geringste Maß zu beschränken und 
der voraussichtliche Arbeitsaufwand beim Befragten 
vorher festzustellen ist.

— * l'

Mehrere Gesetzgebungsakte dieses Quartals sind 
noch Auswirkungen großer W i r t s c h a f t s -  u n d  
s o z i a l p o l i t i s c h e r  Entscheidungen, die im Zuge 
des Aufbaus einer neuen Gesellschaftsordnung auf dem 
Territorium der DDR getroffen worden sind.

Eine solche Auswirkung zeigt sich in dem Zweiten 
Gesetz über den Staatshaushaltsplan 1958 vom 
24. September 1958 (GBl. I S. 686), in dem die Folgen 
berücksichtigt worden sind, die sich aus dem Gesetz 
über die Abschaffung der Lebensmittelkarten vom 
28. Mai 1958 für unsere gesamte Finanzwirtschaft er­
geben. Ferner ist die bei dem Banknotenumtausch vom 
13. Oktober 1957 vorgesehene entschädigungslose Ein­
ziehung von Geldbeträgen7 * mit dem Gesetz über die 
Verwendung der beim Geldumtausch eingezahlten Be­
träge spekulativer Herkunft vom 24. September 1958 
(GBl. I S. 687) erfolgt; die Beträge werden dem Natio­
nalen Aufbauwerk der Kreise zugeführt, in denen sie 
eingezogen worden sind.

Als ein Erfolg der Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
Arbeiter-und-Bauern-Macht ist auch die Art und 
Weise der Auszahlung der Uraltguthaben zu betrachten, 
die mit Beginn dieses Jahres eingesetzt hat. Nach der 
Anordnung der DWK vom 23. September 1948 war die 
Altguthabenablösungsanleihe ab 2. Januar 1959 in 25 
gleichen Jahresbeträgen zu tilgen, wobei den Beträgen 
von nicht mehr als 500 DM ein Vorrang eingeräumt 
war. Die Verordnung über die Tilgung der Anteilrechte 
von Bürgern der Deutschen Demokratischen Republik 
an der Altguthaben-Ablösungs-Anleihe vom 22. Sep­
tember 1958 (GBl. I S. 688) geht zugunsten aller 
Inhaber von Uraltsparkonten, vor allem aber zugunsten 
der Kleinsparer und der Rentner, von dem System der 
Tilgung in 25 Jahresbeträgen ab und verfügt statt- 
dessen, daß in diesem Jahre die Guthaben von 27 Pro­
zent aller Kontoinhaber (bis einschließlich 100 DM 
Guthaben) voll ausgezahlt werden. Die Einzelheiten 
der Tilgung von Uraltguthaben sind in der Tagespresse 
wiederholt mitgeteilt und erläutert worden, so daß hier

6 vgl. Beschluß über das Statut der Staatlichen Zentralver­
waltung für Statistik vom 16. Oktober 1958 (GBl. I S. 791), wo­
nach zu deren Aufgaben die ständige Vereinfachung und Ver­
vollkommnung des statistischen Berichtswesens sowie die 
Beseitigung von Doppelarbeiten gehört.

7 vgl. § 9 Abs. 5 der VO über die Ausgabe neuer Banknoten 
und die Außerkraftsetzung bisher gültiger Banknoten der 
Deutschen Notenbank vom 13. Oktober 1957; wie der Bericht­
erstatter des Volkskammerausschusses für Haushalt und 
Finanzen, Seydewitz, festgestellt hat, mußte nur in 608 Fällen 
eine Überprüfung wegen spekulativer Herkunft des Geldes 
stattfinden — eine verschwindend geringfügige Zahl gegen­
über den insgesamt 14 Millionen Bürgern, die Geldbeträge zum 
Umtausch eingezahlt hatten.
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